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Einleitung 

 

In PKR 3/10 setzt sich Trefz mit der Frage der Finanzierung der besonderen Aufgaben von 

Zentren und Schwerpunkte nach § 17b Abs. 1 S. 4 KHG i.V.m. § 5 Abs. 3 KHEntgG ausei-

nander1. Hierbei erläutert der Autor kenntnisreich und fundiert die Rechtsproblematik der 

Zuschläge für diese besonderen Aufgaben, die nicht bei allen Krankenhäusern anfallen und 

somit auch nicht mit den Fallpauschalen vergütet werden. Auf Grund fehlender Richtwerte 

bzw. bundeseinheitlicher Regelungen hat jedes Krankenhaus mit einem Zentrum oder 

Schwerpunkt im Sinne dieser gesetzlichen Bestimmungen die Möglichkeit, in den örtlichen 

Pflegesatzverhandlungen  einen  Zuschlag  nach  §  5  Abs.  3  KHEntgG  zu  vereinbaren2.    

 

Viele Krankenhäuser aber auch zahlreiche ärztliche Berufsausübungsgemeinschaften mit 

und ohne weitere Kooperationspartner nutzen den Begriff „Zentrum“ jedoch auch als zielge-

richtete Botschaft nach außen an die (potentiellen) Patienten3. 

 

Im Grundsatz geht es den Leistungserbringern bei der Implementierung eines Zentrums in 

erster Linie um die Schaffung von optimalen und patientenzentrierten Behandlungsangebo-

ten durch Vernetzung der jeweiligen Spezialisten und weiteren Leistungserbringer sowie der 

gesundheitspolitisch geforderten Hebung von Wirtschaftlichkeitsreserven. Die Leistungser-

bringer formen hierbei Anlaufstellen für den Patienten, beispielsweise durch die Konzentrati-

on auf einzelne Organe oder Organgruppen, um dort eine hochwertige Behandlungsqualität 

zu bieten, übergreifende Zuständigkeiten und Prozesse zu bündeln, effektive Strukturen und 

Prozessabläufe zu schaffen und Synergien für eine weitere Standardisierung und Optimie-

rung zu nutzen4. Dies soll sodann durch die Begrifflichkeit „Zentrum für…“ auch nach außen 

verdeutlicht und mit dem entsprechenden Öffentlichkeitsauftritt den (potentiellen) Patienten 

zur Kenntnis gebracht werden5. Die für diese Außendarstellung bestehenden Maßstäbe sol-

len hierzu kurz umrissen werden.    

 

Rechtliche Maßstäbe zur Begrifflichkeit „Zentrum für…“ 

 

Relevant wurde in diesem Zusammenhang bislang zumeist das Gesetz gegen den unlaute-

ren Wettbewerb (UWG), das dem Schutz der Mitbewerber, der Verbraucherinnen und Ver-

braucher sowie der sonstigen Marktteilnehmer vor unlauteren geschäftlichen Handlungen 

dienen soll6. Rechtliche Ausgangsnorm ist dabei die Regelung des § 3 Abs. 1 UWG, der un-



lautere geschäftliche Handlungen als unzulässig erklärt, wenn sie geeignet sind, die Interes-

sen von Mitbewerbern, Verbrauchern oder sonstigen Marktteilnehmern spürbar zu beein-

trächtigen. § 5 Abs. 1 S. 1 UWG schreibt in diesem Zusammenhang als sog. allgemeines 

Irreführungsverbot vor, dass derjenige unlauter handelt, der eine irreführende geschäftliche 

Handlung vornimmt7. Rechtliche Folge unzulässiger geschäftlicher Handlungen können ent-

sprechende Beseitigungs- und Unterlassungsansprüche nach den Regelungen des § 8 UWG 

sein.  

 

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 UWG versteht man unter geschäftlichen Handlungen jedes Verhalten 

einer Person zugunsten des eigenen oder eines fremden Unternehmens vor, bei oder nach 

einem Geschäftsabschluss, das mit der Förderung des Absatzes oder des Bezugs von Wa-

ren oder Dienstleistungen oder mit dem Abschluss oder der Durchführung eines Vertrags 

über Waren oder Dienstleistungen objektiv zusammenhängt. Eine Irreführung ist dabei nach 

dem Verkehrsverständnis des angesprochenen Verkehrskreises, also vor allem der (potenti-

ellen) Patienten, unter Beachtung des Gesamteindrucks zu bestimmen8. Diese liegt nach 

herrschender Meinung dann vor, wenn bei dem Adressaten eine Vorstellung erzeugt wird, 

die mit den wirklichen Voraussetzungen nicht in Einklang steht9. Hinzuweisen ist weiter da-

rauf, dass es nur auf die Eignung zur Irreführung ankommt und nicht, ob tatsächlich eine 

Täuschung eingetreten ist10. 

 

In der früheren Rechtsprechung wurde nach diesen Vorgaben eine Gefahr der Irreführung 

des Patienten im Zusammenhang mit der Bezeichnung als „Zentrum“ gesehen, wenn eine 

gewisse Größe unterschritten wurde, da die Bezeichnung als Zentrum auf eine besondere 

Größe und Bedeutung hinweise und das angesprochene Publikum danach eine koordinierte 

und konzentrierte Fachkompetenz erwarte, die sich nicht nur in gesicherter Qualität, sondern 

auch in entsprechender Erfahrung niederschlage11. 

 

Unter dem Eindruck des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 2005, 

dass der Begriff des „Zentrums“ eine Wandlung erfahren habe12, des vermehrten Wunsches 

der Patienten nach Information bzw. Markttransparenz13 und der (indirekten) gesetzgeberi-

schen Wertung, bereits eine Form der Berufsausübungsgemeinschaft von teilweise „nur“ 

zwei Vertragsärzten als „Medizinisches Versorgungszentrum“ zu benennen14, besteht nun-

mehr die Frage, mit welchem rechtlichen Spielraum der Begriff des „Zentrums“ zukünftig an-

wendbar sein kann.      

 

Urteil des OLG Köln vom 16.11.2007 

 

Interessant ist in diesem Zusammenhang zunächst ein Urteil des Oberlandesgerichts Köln, 

das über einen – wie eingangs beschriebenen – wettbewerbsrechtlichen Unterlassungsan-

spruch hinsichtlich eines Zusammenschlusses von (Beleg-)Ärzten unter der Bezeichnung 

„Westdeutsches Prostatazentrum“ zu befinden hatte15. 

 

Zu der Verwendung der fraglichen Bezeichnung urteilt das Gericht, dass „die angesproche-

nen Verkehrskreise unter einer Institution, die unter der Bezeichnung "Westdeutsches Pros-

tatazentrum" auftritt, einen Zusammenschluss von mehreren Fachärzten verstehen werden, 



die gemeinsam auf dem aktuellen Stand der Wissenschaft das gesamte Spektrum der Diag-

nose und Therapie von Erkrankungen der Prostata abdecken, über die nach dem Stand der 

Technik erforderlichen modernen Geräte verfügen und im einzelnen Bedarfsfall in institutio-

nalisierter Form eng zum Wohle des Patienten zusammenarbeiten. Dabei handelt es sich 

nach der Vorstellung der Patienten um eine ärztliche Einrichtung, die in einer Region etwa im 

Raum der westlichen Bundesländer Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und dem Saar-

land nach Patientenzahlen führend ist“16.  

 

Weiter führte das Gericht in seiner Urteilsbegründung aus, dass „die so umrissene Institution 

auch das gesamte von dem Publikum erwartete Spektrum der Diagnose und Therapie von 

Erkrankungen der Prostata abdeckt. Die Beklagten haben in der Berufungsbegründung im 

Einzelnen dargelegt, welche ärztlichen bzw. medizinischen Leistungen der Diagnose bzw. 

Therapie von Prostatakarzinomen, Prostatahyperplasie und von erektiler Dysfunktion sie in 

dem WPZ anbieten und durchführen. (…) Sie bieten damit nach ihrer unwidersprochen ge-

bliebenen Behauptung alle medizinischen Maßnahmen an, die nach dem aktuellen Stand der 

Medizin zur Diagnose und Behandlung von Prostataerkrankungen wissenschaftlich aner-

kannt und geeignet sind“17. 

 

Abschließend folgerte das Gericht, dass „die Beklagten auf diese Weise entgegen der Auf-

fassung der Klägerin nicht lediglich - erweiterte - Facharztpraxen betreiben, sondern durch 

das umfassende Therapieangebot, das Vorhalten der erforderlichen Geräte sowie die Ein-

bindung verschiedener medizinischer Fachrichtungen die qualitativen Anforderungen erfül-

len, die nach der Vorstellung der Patienten an ein "Westdeutsches Prostatazentrum" zu stel-

len sind. Das gilt auch in quantitativer Hinsicht. Die angesprochenen Patienten erwarten aus 

den bereits erörterten Gründen von einer Einrichtung, die ihnen als "Westdeutsches Prosta-

tazentrum" entgegentritt, dass diese in einer Region, die etwa die westlichen Bundesländer 

Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und das Saarland umfasst, nach Patientenzahlen im 

Vergleich zu anderen derartigen Einrichtungen führend ist. Die Klägerin hat nicht darlegen 

können, dass diese Voraussetzung durch das Westdeutsche Prostatazentrum nicht erfüllt 

wird“18. 

 

Das Gericht stützt seine Urteilsfindung somit u.a. auf das vorliegende Therapieangebot, die 

vorhandenen Gerätschaften sowie die institutionalisierte Kooperation im Zentrum.     

 

Urteil des LG Erfurt vom 22.04.2008  

 

Das Landgericht Erfurt hatte in einem Verfahren über die Frage zu entscheiden, ob die Be-

nennung eines MVZ im Sinne des § 95 SGB V als „(ambulantes) Rheumazentrum“ als irre-

führend einzustufen sei, weil die angesprochenen Verkehrskreise bei dieser Benennung er-

warteten würden, eine quantitativ und qualitativ deutlich überdurchschnittliche Versorgung zu 

bekommen. In dem zu entscheidenden Fall war nach Meinung der Klägerin insbesondere die 

personelle Ausstattung des MVZ eher unterdurchschnittlich, die Ausstattung des MVZ mit 

Geräten jedenfalls nicht überdurchschnittlich zu nennen.   

 



Hierzu urteilte das Gericht hingegen unter direkter Bezugnahme auf den Beschluss des 

Bundesverfassungsgerichts vom 09.02.200519, dass „die potentiellen Patienten (…) die Be-

zeichnung „Rheumazentrum“ nicht als Angebot einer quantitativ und qualitativ deutlich über-

durchschnittlichen Versorgung verstehen und daher nicht irregeführt werden. (…) Dass der 

Begriff „Zentrum“ im Zusammenhang mit der Stätte ärztlicher Berufsausübung einem Bedeu-

tungswandel unterlegen ist, hat das BVerfG20 bereits zu Beginn des Jahres 2005 konstatiert 

und deshalb die Gefahr einer Irreführung des Publikums verneint. Dem Wandel dieses Be-

griffsverständnisses hat der Gesetzgeber der Gesundheitsreform Rechnung getragen und 

ihn dadurch bestätigt, dass er es für angemessen hielt, den Zusammenschluss zweier unter-

schiedlicher Fachärzte zur gemeinsamen Berufsausübung u. a. als „Medizinisches Versor-

gungszentrum“ zu bezeichnen. Dies verdeutlicht, dass jedenfalls im Bereich der ärztlichen 

Berufsausübung der überkommene Zentrumsbegriff, wie ihn die Klägerin versteht, nicht 

mehr gilt. Dann aber kann er auch im Teilbereich des Wettbewerbs zwischen medizinischen 

Berufsträgern gleichermaßen nicht mehr maßgeblich sein“21.  

 

Weiter führte das Gericht aus, dass „es auch nicht möglich ist, im Bereich ärztlicher Dienst-

leistungen am überkommenen Zentrumsbegriff festzuhalten und das Medizinische Versor-

gungszentrum als singuläre Ausnahme, an die weniger strenge Anforderungen zu stellen 

sind, anzusehen. Denn dieses stellt für das Publikum keinen Terminus technicus dar, wel-

cher von dem üblichen Zentrumsbegriff klar abgegrenzt und deutlich zu unterscheiden wäre. 

Für die Patienten geht es in beiden Fällen um eine interdisziplinäre spezialisierte medizini-

sche Behandlungseinrichtung“22. 

 

Beschluss des OVG NRW vom 03.09.2008 

 

Das OVG NRW entschied unter Bezugnahme auf die vorstehende Rechtsprechung des LG 

Erfurt, dass die Verwendung des Begriffs „Hausarztzentrum S.“ durch zwei privat- und ver-

tragsärztlich tätige Fachärzte für Allgemeinmedizin keine berufswidrige Werbung darstelle23. 

 

Dass Gerichte führte hierzu u.a. aus, dass der vom Bundesverfassungsgericht konstatierte 

Wandel des Begriffsverständnisses sich (…) auch daran zeige, dass der Gesetzgeber es im 

Rahmen der Gesundheitsreform für angemessen hielt, den Zusammenschluss zweier unter-

schiedlicher Fachärzte zur gemeinsamen Berufsausübung u.a. als "Medizinisches Versor-

gungszentrum" zu bezeichnen24. Dies verdeutliche nach Meinung des Gerichts, dass jeden-

falls im Bereich der ärztlichen Berufsausübung der überkommene Zentrumsbegriff nicht 

mehr gelte. Es spreche auch nichts dafür, im Bereich sonstiger ärztlicher Dienstleistungen an 

diesem Verständnis des Begriffs Zentrum festzuhalten und das Medizinische Versorgungs-

zentrum als singuläre Ausnahme anzusehen, an die weniger strenge Anforderungen zu stel-

len wären25. 

 

Ob sich diese Tendenz in der Rechtsprechung des LG Erfurt und des OVG NRW weiter ver-

festigen wird, bleibt abzuwarten. Auch bleibt abzuwarten, ob und in welcher Form diese 

Rechtsprechung auf die geschäftlichen Handlungen von Krankenhäusern direkt übertragbar 

sein wird26. 

 



Divergenz zwischen Finanzierungsrecht und Wettbewerbsrecht 

 

Eine Begrifflichkeit, mehrere gesetzliche Anknüpfungspunkte. So ließen sich die Rechtsprob-

lematiken bezüglich der Begrifflichkeit „Zentrum“ ansatzweise zusammenfassen. Dennoch 

sei abschließend darauf hingewiesen, dass die wettbewerbsrechtliche Rechtslage im Hin-

blick auf die Außendarstellung von medizinischen Angeboten wegen der unterschiedlichen 

Regelungszwecke keine unmittelbare Auswirkung auf einen Vergütungsanspruch nach § 17b 

KHG i.V.m. § 5 Abs. 3 KHEntgG hat. 
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